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Flächen festzustellen, für die die Vergünstigungen 
zu gewähren sind, wobei sie sinngemäß die Grund­
sätze der Verordnung vom 3. September 1953 
(GBl. S. 983) anzuwenden haben.

b) die nach § 7 der Verordnung vom 3. September 
1953 (GBl. S. 983) den Einzelbauern zur Bewirt­
schaftung übergeben wurden und werden, jedoch 
von den früheren Bewirtschaftern nicht durch 
Kauf oder Verpachtung übernommen wurden.

(2) Die Veranlagung ist wie folgt durchzuführen:

a) bei Betrieben und Flächen, die an LPG übergeben 
wurden oder noch übergeben werden, nach den 
für den betreffenden Typ geltenden Ablieferungs­
normen;

b) bei Übernahme von geschlossenen Betrieben und 
Flächen nach den Gemeinde-Durchschnittsnormen 
der Betriebsgrößengruppe, die sich aus dem Um­
fang der landwirtschaftlichen Nutzfläche des über­
nommenen Betriebes oder der Fläche ergibt;

c) bei Übernahme von landwirtschaftlichen Nutz­
flächen durch Einzelbauern nach den Ablieferungs­
normen, mit denen der ablieferungspflichtige 
Betrieb veranlagt ist.

(3) Die Vergünstigungen nach § 60 der Durchführungs­
bestimmung und die 20°/oige Vergünstigung bei Schlacht­
vieh, Milch und Eiern nach § 13 Abs. 1 der Verordnung 
werden für Betriebe und Flächen, die von LPG aus 
Betrieben und Flächen der örtlichen Landwirtschaft 
übernommen wurden oder noch übernommen werden, 
n i c h t  gewährt.

(4) Werden LPG nach § 13 Abs. 2 der Verordnung nach 
der Stückzahl des am Stichtage vorhandenen Vieh­
bestandes veranlagt, ist auch für die aus den Betrieben 
der örtlichen Landwirtschaft übernommenen Betriebe 
und Flächen die Stückzahl Veranlagung durchzuführen.

§ 71
Ablieferungssoll für die übernommenen Betriebe 

und Flächen
(1) 50 °/o der übernommenen landwirtschaftlichen 

Nutzfläche unterliegen der Pflichtablieferung in 
Schlachtvieh, Milch und Eiern nach der Durchschnitts­
norm der Betriebsgrößengruppe, wie sie sich aus den 
Bestimmungen des § 70 ergibt. Die Befreiung von der 
Pflichtablieferung tierischer Erzeugnisse entfällt für die 
in § 13 dieser Durchführungsbestimmung aufgeführten 
Flächen.

(2) Die Gewährung der Vergünstigung in pflanzlichen 
Produkten hat in jedem Fall ,erst nach der Anbau­
planänderung zu erfolgen.

(3) Die veranlagte Getreideanbaufläche unterliegt der 
Ablieferung von Getreidestroh.

i
(4) Werden nur Wiesen aus Betrieben der örtlichen 

Landwirtschaft in Nutzung übernommen, so kann die 
Pflichtablieferung von Heu nur auf 50 °/o dieser Flächen 
festgelegt werden.

(5) Die Vergünstigungen für die aus den Betrieben der 
örtlichen Landwirtschaft zur Nutzung übernommenen 
Einzelbetriebe und Flächen werden für die Zeit des 
abgeschlossenen Nutzungsvertrages, im Höchstfälle 
jedoch für fünf Jahre, gewährt.

(6) Die Pflichtablieferung in Obst regelt sich nach den 
allgemeinen für Bauernwirtschaften geltenden Be­
stimmungen.

(7) Für die aus den Betrieben der örtlichen Landwirt­
schaft übernommenen Flächen ist ein gesonderter Ab­
lieferungsbescheid (Bescheid C) den LPG und Einzel­
bauern auszuhändigen.

Zu § 17 Abs. 2 der Verordnung:

§ 72

Vergünstigte Veranlagung für früher nichtbewirt- 
schaftete Flächen

(1) Früher nichtbewirtschaftete landwirtschaftliche 
Nutzflächen, die von Mitgliedern in die LPG eingebracht 
und als Bodenanteile gewertet werden, sind

a) bei LPG Typ I und II, in pflanzlichen Erzeug­
nissen und

b) bei LPG Typ III, in pflanzlichen und tierischen 
Erzeugnissen nach den für die LPG festgesetzten 
Ablieferungsnormen zu veranlagen.

(2) In Schlachtvieh, Milch und Eiern sind die Mit­
glieder der LPG Typ I und II für die in Abs. 1 bezeich- 
neten Flächen nach den Ablieferungsnormen der Be­
triebsgrößengruppe 1 bis 2 ha zu veranlagen.

(3) Als Vergünstigung für nichtbewirtschaftete Flächen 
und neugebildete Neubauernbetriebe, die in der Zeit 
vom 31. Dezember 1950 bis 15. März 1952 über­
nommen wurden, sind die Durchschnittsnormen der 
Betriebsgrößengruppe von 1 bis 2 ha zu gewähren.

Zu § 17 Abs. 3 der Verordnung:

§ 73
(1) Für Neubauernwirtschaften, die mit Genehmigung 

des Rates des Kreises ihren Besitzer wechseln, ist das 
Ablieferungssoll für den Zeitraum vom Tage des Be­
sitzwechsels bis zum Ende des Jahres neu festzusetzen. 
Dabei ist zu beachten, daß der notwendige Grund­
bestand an Zucht- und Nutzvieh, an Saat- und Pflanz­
gut zur Aussaat für die Ernte des nächsten Jahres, die 
Futtergrundlage für den vorhandenen Viehbestand und 
der Selbstversorgerbedarf in den Betrieben verbleibt.

(2) Auf den Neubauernbetrieben nach Abs. 1 lastende 
Ablieferungsschulden und Ablieferungsrückstände 
können, sofern deren Tilgung die weitere Entwicklung 
der Neubauernwirtschaft gefährdet, auf Antrag des 
Rates des Kreises durch den Rat des Bezirkes ge­
strichen werden. Dies gilt auch für solche Wirt­
schaften, die im Jahre 1953 übernommen wurden.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 finden 
keine Anwendung auf solche Neubauernwirtschaften, 
die von den Familienangehörigen (Ehegatten, Eltern 
und Kindern) des Eigentümers übernommen werden.;

Zu § 17 Abs. 4 der Verordnung:

§ 74

(1) Die Betriebe der örtlichen Landwirtschaft sind 
durch die Räte der Kreise zu veranlagen. Das Pflicht­
ablieferungssoll in pflanzlichen Erzeugnissen ist auf der 
Grundlage des ausgehändigten Anbaubescheides fest­
zulegen.


